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VORBEMERKUNG

Wirtschaft und Politik haben eine recht unterschiedliche Logik. Diese unter-
schiedliche Logik ist die Grundlage für das Entstehen eigener akademischer
Disziplinen, wie etwa die Wirtschaftsgeschichte, die andere theoretische Ansätze
verwendet wie die politische Geschichte. Was geschieht daher, wenn sich ein
Wirtschaftshistoriker in die Zeitgeschichte verirrt? Nun, er nimmt seinen Denk-
ansatz und kommt damit bei gleicher Quellenlage vermutlich zu anderen Ergeb-
nissen als Zeithistoriker/innen. Das kann widersprüchlich oder sinnvoll sein, in
jedem Fall fördert es die Diskussion.

Vor gut 20 Jahren hat sich ein damals junger Wirtschaftshistoriker mit dem
österreichischen Wiederaufbau nach dem Zweiten Weltkrieg beschäftigt. Dabei
legte sich ein Problem immer wieder in die Quere: Die Frage, ob und wenn ja
wieweit die Entnazifizierung den ökonomischen Wiederaufbau behindert hat. Es
war anzunehmen, dass mit Hilfe der Zeithistoriker/innen diese Frage leicht zu
beantworten war. Tatsächlich gab es hervorragende deutsche Arbeiten wie etwa
die von Lutz Niethammer über die Entnazifizierung in Bayern1, aber nur wenige
Studien und schon gar keinen Überblick über Österreich. Bei den Archivrecher-
chen zum Thema Wiederaufbau in Washington war dieser junge Wirtschaftshis-
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2 Stiefel, Entnazifizierung in Österreich.
3 Auf den Inhalt des Buches kann hier nur in wenigen Ansätzen eingegangen werden, er ist nachzule-

sen bzw. in einigen Aufsätzen später von verschiedenen Seiten betrachtet und zusammengefasst
worden. Stiefel, Prozess.

toriker aber auf große Bestände gestoßen, die noch niemand durchgesehen hatte
und die sich noch im gleichen Zustand befanden, in dem sie 1955 in die USA
gebracht worden waren. Es lag an der Unterstützung des österreichischen
Gewerkschafters Fritz Klenner – der als Zeitzeuge das Manuskript später auch
sorgfältig durchgesehen hatte –, dass der Verlag zähneknirschend einen Vor-
schuss gab und so verbrachte der junge Wirtschaftshistoriker einen Sommer
nicht am Strand, sondern in den „National Archives“ in Washington. Eine solche
Arbeit von einem Außenseiter musste Kritik hervorrufen und das hat sie auch
getan. An sich war mit einer weitaus heftigeren Diskussion zu rechnen gewesen
und vor allem damit, dass das Buch nach wenigen Jahren veraltet und von einer
neuen Publikation abgelöst worden wäre. Trotz zahlreicher Arbeiten zu diesem
Thema ist dies bis heute nicht geschehen und die grundlegenden Aussagen und
Daten sind nicht widerlegt. Das Buch ist aber anders aufgebaut, als das ein/e
Zeithistoriker/in getan hätte.2 Es versteht die Entnazifizierung als einen Prozess
und versucht Strukturen und Entwicklungen aufzuzeigen, so wie das in der Wirt-
schaftsgeschichte üblich ist. Es wurde versucht, zu verstehen, warum die Entna-
zifizierung gerade so und nicht anders verlaufen ist. Auf Namensnennungen und
Schuldzuweisungen wurde daher im Buch bewusst verzichtet, um den Blick auf
das Ganze nicht zu versperren. Denn die Entnazifizierung war ein Massenpro-
zess und erst vor der Grundlage seiner Kenntnis kann das Verhalten von Einzel-
personen oder Institutionen bewertet werden.3

ERGEBNISSE DER ENTNAZIFIZIERUNG IN ÖSTERREICH

Es ist eine grundlegende Besonderheit des Prozesses der Entnazifizierung,
dass dieser trotz seiner durchaus logischen Struktur voller Widersprüche und
Konflikte ist. Diese Ambivalenz von Logik und Widerspruch sollte auch bei
Einzelstudien nicht außer Acht gelassen werden. Die Logik liegt vor allem in der
zeitlichen Abfolge von fünf Phasen:

1. Von April 1945 bis Juni 1945, die militärische Sicherheitsphase, in der
hauptsächlich Internierungen durch die Alliierten vorgenommen wurden.

2. Von Juni 1945 bis Februar 1946, die Phase der autonomen Entnazifizie-
rung durch die Alliierten. In dieser Phase versuchten fünf verschiedene
Instanzen (die österreichische Regierung und die vier Besatzungsmächte)
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in den einzelnen Besatzungszonen die Entnazifizierung durchzuführen,
was zu Überschneidungen und widersprüchlichen Maßnahmen führten
musste.

3. Von Februar 1946 bis Februar 1947, die Phase der österreichischen Entna-
zifizierung auf Grund der Gesetze von 1945 (Verbotsgesetz, Wirtschafts-
säuberungsgesetz und Kriegsverbrechergesetz). Im Februar 1946 wurde
der österreichischen Regierung die Entnazifizierungskompetenz für das
ganze Land übertragen, die Alliierten zogen sich auf eine Kontrollfunktion
zurück. Die Ergebnisse dieses autochthonen Entnazifizierungsprozesses
waren jedoch auch unbefriedigend.

4. Von Februar 1947 bis Mai 1948, die Phase der österreichischen Entnazifi-
zierung auf der Grundlage des Gesetzes von 1947. In dieser Phase wurden
die vorgegebenen Entnazifizierungsmaßnahmen durchgeführt und abge-
schlossen.

5. 1948 bis 1957, die Zeit der Amnestien.

Tabelle 1: Registrierte Nationalsozialisten in Österreich und in den Bundesländern 1946/47

1946
davon

1947
davon

Illegale Belastete

Wien 108.405 19,5 % 114.627 7,9 %

Niederösterreich 89.090 13,4 % 81.095 9,4%

Burgenland 13.873 16,3 % 14.908 6,8 %

Oberösterreich 87.172 24,5 % 82.295 9,9 %

Salzburg 33.090 7,0 % 30.870 8,8 %

Steiermark 92.734 22,2 % 91.026 7,1 %

Kärnten 46.753 29,0 % 43.818 8,2 %

Tirol 45.863 8,3 % 48.149 6,6%

Vorarlberg 19.680 7,7 % 17.079 6,9 %

Österreich 536.660 18,3 % 523.833 8,2 %

Quelle: Stiefel, Entnazifizierung in Österreich, 98, 116, 119.

Die Zeit spielte eine wichtige Rolle. Je weiter man vom Kriegsende entfernt
war, desto weniger radikal wurden die Forderungen und die Durchführung, was
sich etwa am Verlauf der Volksgerichtsurteile deutlich zeigen lässt.
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Tabelle 2: Registrierte Nationalsozialisten in Österreich und in den Bundesländern 
in Prozent der Bevölkerung 1948

Wien 6,8 %

Niederösterreich 6,4 %

Burgenland 5,8 %

Oberösterreich 7,0 %

Salzburg 9,2 %

Steiermark 8,4 %

Kärnten 8,6 %

Tirol 10,8 %

Vorarlberg 9,3 %

Österreich 7,5 %

Quelle: Stiefel, Entnazifizierung in Österreich, 98, 116, 119.

Tabelle 3: Tätigkeit der Volksgerichte 1945–1955, Freisprüche in Prozent der Urteile

Freispruch in Prozent der Urteile

1945–1947 26%

1948 52%

1949 52%

1950 54%

1951 60%

1952 64%

1953–1955 55%

Quelle: Österreichische Jahrbücher 1946 bis 1955.

Die Entnazifizierung begann 1945 unter den Vorzeichen der Rache und
Sicherheitsmaßnahmen. Unter dem unmittelbaren Eindruck des Terrors und des
Leids, den die NS-Herrschaft verursacht hatte, entstand die Forderung, die
Nationalsozialist/inn/en genau so zu behandeln, wie sie ihre Gegner behandelt
hatten. Die Maßnahmen dieser Zeit waren unvollständig und schwer durchzu-
führen, aber sie entsprachen dem Ziel nach einer Entnazifizierung im wahren
Sinn des Wortes. Das Entnazifizierungsgesetz von 1947 versuchte, die politische
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Säuberung in das österreichische Rechtssystem ordentlich einzubauen, trug aber
bereits die Absicht einer abschließenden gesetzlichen Regelung in sich. Die
Amnestien ab 1948, die auch als eine Folge der Amnestien in Deutschland
gesehen werden müssen, waren ein logischer Abschluss dieses Prozesses. Die
ehemaligen Nationalsozialist/inn/en sollten nach den Sühnefolgen wieder in das
politische, gesellschaftliche und wirtschaftliche Leben Österreichs eingegliedert
werden. Die Amnestien waren daher nicht ein Scheitern der Entnazifizierung,
sondern sie waren von vornherein im Entnazifizierungsprozess angelegt.

WIDERSPRÜCHE DER ENTNAZIFIZIERUNG

Soweit zur Logik der Entnazifizierung, von Rache zur Rechtsstaatlichkeit und
Amnestie. Begleitet war diese Logik aber von Widersprüchen, die nicht nur auf
die unterschiedlichen Interessen der Akteure zurückzuführen waren, sondern im
Wesen der Entnazifizierung selbst lagen. Um diese Widersprüche zu verstehen,
muss man vor allem darauf eingehen, was die Entnazifizierung war bzw. was sie
eigentlich sein sollte. Es ist nicht neu, in politischen Ideologien eine Art
weltliche Religion zu sehen und für den Nationalsozialismus trifft dies vielleicht
besonders zu. Wenn wir wirtschaftshistorisch von Kapitalismus sprechen, so
sehen wir in den letzten Jahrhunderten parallel zur Ausdehnung der Marktwirt-
schaft auch die zunehmende Durchsetzung liberaler demokratischer Prinzipien.
Der Nationalsozialismus hat aber gezeigt, dass Kapitalismus auch unter autori-
tären politischen Bedingungen möglich ist. Er hat hierfür gegenüber dem libe-
ralen angelsächsischen Modell einen Weltanspruch erhoben und versucht, diesen
mit militärischer Gewalt tatsächlich durchzusetzen. In diesem Sinne war der
Zweite Weltkrieg ein Krieg der politischen Systeme und die Entnazifizierung der
Versuch der Umerziehung, in gewissem Sinne eine Art „Gegenreformation“.4

Die Vorstellung, dass durch eine staatlich verordnete und bürokratisch durch-
geführte politische Säuberung die politische Gesinnung eines Landes grundle-
gend verändert werden kann, ist aber – vorsichtig ausgedrückt – naiv.5 Messen
wir die Entnazifizierung an diesem Ziel, so müssen ihre Ergebnisse als unbefrie-
digend und unvollständig empfunden werden. Damit bleibt die Frage, was die
Entnazifizierung wirklich gewesen ist? Der Nationalsozialismus hat ohne Zwei-
fel zumindest zeitweise auf eine breite Zustimmung in der österreichischen
Bevölkerung aufbauen können. Die Entnazifizierung stellte sich damit als ein
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Friedrich von Hayek –, dass diese scheinbare Alternative letztlich an der fehlenden wirtschaftlichen
Dynamik scheitern wird.

5 Stiefel, Nazifizierung.



6 Stiefel, Fische.
7 Als gute Einführung siehe: Krompardt, Konzeptionen, 77 ff.

Massenproblem dar, die gesamte Bevölkerung sollte ihr unterzogen werden.
Dieses Problem war nur mit den Mitteln des modernen Staates zu lösen. Die
Entnazifizierung war daher ein bürokratisches Verfahren auf Grund von gesetz-
lich vorgegebenen Kriterien. Schon das alleine musste zu Konflikten und unbe-
friedigenden Resultaten führen, denn jede/r ehemalige Nationalsozialist/in hatte
seine/ihre eigene spezifische Biographie. Die Lösung erfolgte aber abgesehen
von Kriegsverbrechen nach formalen Kriterien, nämlich auf Grund der Mitglied-
schaft bei einer der NS-Organisationen und berücksichtigte damit weder die
unterschiedlichen Lebensschicksale noch die Sympathisanten, die keiner Partei-
organisation beigetreten waren, aber dennoch in nicht unerheblichem Ausmaß
Träger des NS-Herrschaftssystems gewesen waren.

Der/die Mitläufer/in war daher ein zentrales Problem der Entnazifizierung,
jene Personen, die nicht aus politischer Überzeugung, sondern aus persönlichem
Vorteil den NS-Organisationen beigetreten waren. Das Mitläufertum hat nicht
nur, aber auch in Österreich durchaus eine Tradition, die nicht auf die NS-Zeit
beschränkt ist. Man muss nur darauf verweisen, dass auch in der Nachkriegszeit
jede der beiden Regierungsparteien und auch die Gewerkschaften auf zumindest
eine halbe Million eingeschriebene Mitglieder verweisen konnte, was nicht nur
auf politische Überzeugung zurückzuführen war. Berufliche Positionen (Proporz)
und wirtschaftliche Vorteile (etwa geförderte Wohnungen) waren vielfach nur
durch eine formale Mitgliedschaft bei einer der beiden großen politischen
Parteien ÖVP und SPÖ zu erreichen. Der Mitläufer ist ein bemerkenswertes
gesellschaftliches Phänomen. Ich habe an anderer Stelle zu zeigen versucht, dass
seine Entnazifizierung relativ leicht zu bewerkstelligen war. Wer sich nicht aus
Überzeugung, sondern nur aus wirtschaftlichen Gründen, für seinen persönlichen
Nutzen zum Nationalsozialismus bekannte, für den war es ab 1945 völlig sinnlos,
weiter dem alten Regime anzuhängen.6 Sein Vorteil lag nun in einem Bekenntnis
zur Republik Österreich, am besten durch eine Mitgliedschaft bei einer der
beiden Regierungsparteien. Es ist durchaus bemerkenswert, dass das Mitläufer-
tum eine Verhaltensweise ist, die als Grundlage der Marktwirtschaft gilt. Der
Vater der klassischen Volkswirtschaftslehre, Adam Smith, ging davon aus, dass
die Verfolgung des Eigennutzes die psychologische Antriebskraft ist, auf Grund
derer die Marktwirtschaft funktioniert.7 Und auch der Nobelpreisträger Gary S.
Becker geht davon aus, dass sich nutzenmaximierendes Verhalten nicht aus-
schließlich auf materielle Güter bezieht, sondern auch auf den außer-
ökonomischen Bereich erstreckt. Der Kern des Argumentes lautet, dass mensch-
liches Verhalten nicht schizophren ist: Einmal auf Maximierung ausgerichtet,
einmal nicht; manchmal durch stabile Präferenzen motiviert, manchmal nicht:
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„Alles menschliche Verhalten kann vielmehr so betrachtet werden, als habe man
es mit Akteuren zu tun, die ihren Nutzen, bezogen auf ein stabiles Präferenzsys-
tem maximieren und sich in verschiedenen Märkten eine optimale Ausstattung an
Information und anderen Faktoren beschaffen.“8 Auch Mancur Olson kritisiert
die Vorstellung, dass sich die Menschen in verschiedenen Lebensbereichen – vor
allem in Wirtschaft und Politik – unterschiedlich verhalten sollen, einmal als
Materialisten und einmal als Idealisten. Denn dies würde eine Spaltung der
menschlichen Psyche voraussetzen, dass der Egoismus alle Transaktionen
zwischen Individuen beherrscht, dagegen die Selbstaufopferung der Individuen
in ihren Beziehungen zum Staat und den vielen Arten privater Vereinigungen
grenzenlos ist. Die Organisationen, die durch diese Selbstaufopferung getragen
werden, sind nichtsdestoweniger im Umgang mit anderen Organisationen
egoistisch.9 Die Hauptannahme des ökonomischen Ansatzes ist daher, dass
Menschen in allen Lebensbereichen „rational maximisers of their satisfaction“
sind. Die Annahme, dass der Mensch eine einheitliche Verhaltensstruktur hat,
erscheint durchaus plausibel. Menschen handeln demnach nicht nur rational,
wenn es um Markttransaktionen geht, sondern auch in anderen Bereichen des
Lebens, einschließlich dem Bereich der Politik.10 Mitläufertum mag moralisch
problematisch bewertet werden, auf der anderen Seite ließe sich über die Funk-
tion der Mitläufer lange diskutieren. Sie waren einerseits sicherlich das Wasser,
in dem die dicken Fische der „wirklichen“ Nationalsozialisten schwimmen konn-
ten, und in dieser Sicht waren sie mitverantwortlich am NS-Regime. Auf der
anderen Seite „verwässern“ die Mitläufer jede politische Ideologie und tragen
damit zur Relativierung und Mäßigung von radikalen politischen Ideologien bei.

Ein spezifisch österreichisches Problem war der Ständestaat. Wie waren die
ehemaligen Verantwortlichen des „Austrofaschismus“ bei der Entnazifizierung
zu behandeln? Auf der einen Seite war die Nähe des Ständestaates zum Faschis-
mus nicht zu leugnen, auf der anderen Seite rechtfertigte sich dieses Regime
gerade in seinem Widerstand gegen den deutschen Nationalsozialismus. Die
österreichischen Sozialisten und Kommunisten, die unter der Verfolgung durch
den Ständestaat besonders gelitten hatten, wollten dessen Verantwortliche in die
politische Säuberung einbeziehen, was anfangs durchaus die Sympathie der Alli-
ierten fand. Aus pragmatischen Gründen wurde aber letztlich davon Abstand
genommen, da hierdurch Teile der ÖVP schwer beeinträchtigt worden wären.
Dass nur „linke“ Parteien anerkannt werden sollten, konnte kaum im Interesse
der westlichen Alliierten liegen. Zusätzlich stellte die „Lagermentalität“, die
gemeinsame Verfolgung der Christlichsozialen, Sozialisten und Kommunisten
durch den Nationalsozialismus, ein versöhnliches Element dar. Es kam daher zu
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11 Also jene, die sich schon von 1934 bis 1938 zum Nationalsozialismus bekannten, obwohl die
NSDAP und ihre Gliederungen in dieser Zeit in Österreich verboten waren.

12 Siehe etwa als eines der vielen Beispiele: Zeuge der Stunde Null.

einer eigenartigen Konstruktion. Die Verfolgung durch den Ständestaat wurde
letztlich anerkannt: So betraf etwa das Opferfürsorgegesetz 1947 neben den NS-
Opfern auch die sozialistischen und kommunistischen Verfolgten der Jahre
1934–1938, und die Haft in Wöllersdorf wurde mit jener in Dachau oder
Auschwitz gleichgestellt. Die Opfer des Ständestaates wurden daher anerkannt,
die Täter aber nicht, es gab Opfer, aber keine Täter! Das Thema Ständestaat war
anfangs auch deshalb besonders bemerkenswert, da nach den ersten Entnazifi-
zierungsgesetzen 1945 die illegalen Nationalsozialisten als besonders belastet
galten.11 Nachdem die NSDAP während des Ständestaates verboten war, hatten
sie Hochverrat begangen. Allerdings waren auch die beiden Arbeiterparteien
verboten, und die Machtübernahme des Ständestaats durch die Ausschaltung des
Nationalrats kann wohl auch nur als illegal bezeichnet werden.

Die Lösung des Nationalsozialistengesetzes 1947 war sicher konsequenter.
Dieses sah vor, dass alle jene, die eine gewisse Position in NS-Organisationen
innegehabt hatten, als belastet galten. Denn diese waren in jedem Fall, ganz
gleich wie sie sich später dazu stellten, verantwortliche Träger des NS-Regimes
gewesen. Alle anderen galten von da an als minderbelastet. Doch hier zeigte sich,
dass die Zahl der Belasteten durch Neueinstufung und individuelle Amnestien
ständig abnahm. Mit der Rückstufung von „belastet“ auf „minderbelastet“ waren
so gut wie alle gesetzlichen Sühnefolgen aufgehoben. In diesem Zusammenhang
stellt sich die grundsätzliche Frage, inwieweit ein Widerstand in der österreichi-
schen Bevölkerung und der öffentlichen Institutionen gegen die Entnazifizierung
zu beobachten war. Es ist bemerkenswert, wie häufig Personen, die als Wider-
standskämpfer und Antifaschisten galten, Persilscheine ausstellten.12 Aber auch
auf der Ebene der Gemeinden, Institutionen und Unternehmen wurde die Entna-
zifizierung zwar generell akzeptiert, die Maßnahmen gegen einzelne, persönlich
bekannte ehemalige Nazis jedoch häufig abgelehnt. Dies hat unter anderem mit
der persönlichen Sicht der Dinge zu tun: Man kannte diese Personen als ordentli-
che Bürger, gute Mitarbeiter oder brave Familienväter und selbst wenn sie direkt
an den Verbrechen des Regimes beteiligt gewesen waren, so geschah dies
zumeist nicht in diesem persönlichen Umfeld.

Aber auch die österreichischen öffentlichen Stellen, Bundesregierung, Lan-
desregierungen, Städte und Gemeinden, benötigten immer wieder des Drucks
der Alliierten, um in der Entnazifizierung konsequent und gesetzeskonform
vorzugehen. Nationalsozialismus und Krieg hatten ein politisches, wirtschaftli-
ches und rechtliches Chaos hinterlassen. Entnazifizierung war dementsprechend
ein wichtiges, aber nicht das einzige politische Ziel. Vorrangig ging es um den
politischen, rechtlichen und wirtschaftlichen Wiederaufbau. Das vorrangige Ziel
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war die Wiedererlangung der politischen Selbständigkeit des Landes, der Abzug
der Besatzungsmächte und der Staatsvertrag. Hierfür war die Entnazifizierung
eine der Bedingungen. Das zweite Ziel war die Wiedererrichtung eines demokra-
tischen Rechtsstaates, aber hier war die Entnazifizierung ein Widerspruch, denn
in einem demokratischen System geht es nicht an, dass eine Gruppe der Bevöl-
kerung aus politischen Gründen unter ein Sonderrecht gestellt wird und von den
Grundrechten, vor allem von dem Recht zu wählen und gewählt zu werden,
ständig ausgeschlossen ist. Eine politische Säuberung in einer Demokratie ist
daher ein Widerspruch in sich selbst, mit dem man notgedrungen eine Zeit lang
zu leben hatte, der aber so bald wie möglich aufgehoben werden musste. Es ist
ein demokratisches Dilemma, dass politische Säuberungen effizient nur in
Diktaturen durchgeführt werden können, die Wiedererrichtung eines demokrati-
schen Rechtsstaates in Österreich konnte daher nur mit und nicht gegen die
ehemaligen Nationalsozialist/inn/en erfolgen.

Und schließlich hatte der wirtschaftliche Wiederaufbau hohe Priorität.13 Der
wirtschaftliche Wiederaufbau muss auch als ein politisches Legitimationspro-
blem für die wiedererstandene Republik Österreich gesehen werden. Schließlich
war noch zu gut in Erinnerung, dass die hohe Arbeitslosigkeit in Österreich 1938
erst mit dem sog. Anschluss an das Deutsche Reich verschwunden war. Die Zeit
zwischen dem sog. Anschluss und dem Beginn des Zweiten Weltkriegs war für
die meisten Österreicher/innen wirtschaftlich sehr positiv. In Österreich gab es
1938 die höchsten Heiratsziffern und 1939 die höchsten Geburtenziffern im 20.
Jahrhundert, und das sind Indikatoren, die sich nicht einfach wegdiskutieren
lassen.14 Der wirtschaftliche Wiederaufbau nach 1945 war daher eine Grundbe-
dingung für eine erfolgreiche Entnazifizierung in dem Sinne, dass die Bevölke-
rung nicht dem alten Regime in irgend einer Form nachtrauerte. Auch der
Marshall Plan hatte hierin einen seiner Beweggründe, um eine politische Radika-
lisierung nicht nur nach links, sondern auch nach rechts zu verhindern.15 Ein
wirtschaftlicher Wiederaufbau war aber schwer möglich, wenn man 536.000 er-
wachsene Personen aus dem Erwerbsleben weitgehend ausschloss, er war nur
mit und nicht ohne die ehemaligen Nationalsozialist/inn/en denkbar. Man muss
hier zusätzlich berücksichtigen, dass der Nationalsozialismus nicht nur einzelne
Berufsgruppen wie Lehrer oder Richter weitgehend vollständig erfasst hatte,
sondern dass die damalige Elite auch wesentlich schmaler als heute war. Die
Wirtschaftsuniversität Wien (Hochschule für Welthandel), um nur ein Beispiel
zu erwähnen, hatte im Studienjahr 1930/31 mit 2.111 Hörer/inne/n den höchsten
Stand in der Zwischenkriegszeit erreicht, heute sind es zehnmal so viel.16 1950
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gab es etwa 18.000 Student/inn/en in Österreich, heute sind es etwa 200.000. Es
wäre heute ein Leichtes, die bestehende Elite mehr als einmal zu ersetzen, es gibt
auf der zweiten Ebene genügend fähige potentielle Führungskräfte, als Juristen,
Techniker, Top-Manager oder auch Universitätsprofessoren, 1945 war dies aber
nicht der Fall. Dies erklärt u. a., warum manche Juristen (Walter Kastner),
Bankleute (Josef Joham) oder Wirtschaftsfachleute wie Hans Malzacher im
Kraulandministerium und Techniker bei der oberösterreichischen Landeshaupt-
mannschaft trotz politischer Belastung weiterhin beschäftigt wurden. Die wirt-
schaftlichen Notwendigkeiten des Wiederaufbaus widersprachen der politischen
Säuberung und daher wurde diese auch von öffentlichen und privaten Organisa-
tionen immer wieder unterlaufen. Neben dem Widerspruch zum Wiederaufbau
eines demokratischen Rechtsstaates waren es vor allem die wirklichen oder
vorgegebenen wirtschaftlichen Sachzwänge, welche den Verlauf der Entnazifi-
zierung mitbestimmten.

Das Ergebnis der Entnazifizierung war letzten Endes eine zeitlich begrenzte
Entfernung von ehemaligen Nationalsozialisten aus Führungspositionen in
Wirtschaft, Politik und Gesellschaft. Damit sollten die demokratischen Eliten
einen zeitlichen Vorsprung gewinnen, den sie auch mehr oder weniger genutzt
haben. Langfristig erfolgreich in diesem Sinne war die Entnazifizierung meiner
Meinung nach aber nur bei den Frauen. Ehemalige Nationalsozialistinnen wur-
den zumeist dauerhaft aus dem Berufsleben verdrängt, sie gingen zurück in den
Haushalt. Dieses Thema wäre es wert, weiter untersucht zu werden. Die ehema-
ligen Nationalsozialisten fanden aber zumeist bald wieder den Anschluss an
ihre Berufskarriere. Um ein Einzelbeispiel zu zitieren: Ein österreichischer
Versicherungsfachmann, der schon in der Zeit des Ständestaates Berufsverbot
hatte, übte während des Zweiten Weltkrieges in Berlin eine wichtige wirt-
schaftspolitische Position in Bezug auf die so genannten Volksdeutschen aus.
Als Belasteter traf ihn zwischen 1945 und 1955 ein Berufsverbot. 1956 fragte
man sich in einer großen österreichischen Versicherung – nach seinen eigenen
Worten – „Ist da noch jemand?“. Zehn Jahre später war er Generaldirektor
dieses Unternehmens.

Trotz allem ist es ganz einfach nicht richtig, dass die Entnazifizierung in
Österreich nicht oder weniger statt gefunden hat wie in anderen Ländern, vor
allem in der BRD. Der Unterschied zu Deutschland liegt darin, dass dort die
Entnazifizierung unter der Verantwortung der Besatzungsmächte durchgeführt
wurde. Als mit der BRD und der DDR wieder zwei Eigenstaatlichkeiten erreicht
wurden, kamen bereits die Amnestien. Das angebliche oder tatsächliche
Versagen in der Entnazifizierung war daher den Besatzungsmächten anzulasten.
Der zu Recht unterschiedliche Eindruck entstand dadurch, dass sich die BRD zu
ihrer nationalsozialistischen Vergangenheit immer offen bekannt hat, während in
Österreich die Opferthese zur Staatsdoktrin wurde. In Österreich herrschte die
eigenartige Situation vor, dass es aufgrund der Moskauer Deklaration als erstes
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Opfer der Aggression Hitler-Deutschlands anerkannt wurde, aber gleichzeitig
536.000 registrierte ehemalige Nationalsozialist/inn/en in den eigenen Reihen
standen. In der BRD wird daher die NS-Zeit offener, kritischer und betroffener
diskutiert als in Österreich. Die eigentliche Entnazifizierung bis 1948 war aber
in Österreich sogar umfassender als in Deutschland.

Das lag vor allem an den daran beteiligten Parteien. In Österreich war die
Entnazifizierung das gemeinsame Produkt der vier Besatzungsmächte – USA,
Großbritannien, Frankreich und Sowjetunion – und der drei Parteien – ÖVP, SPÖ
und KPÖ. Nach der kurzen Phase der politischen Säuberungen durch die Besat-
zungsmächte selbst wurde die administrative Entnazifizierung der österreichi-
schen Bundesregierung übertragen. Diese stand unter Erfolgsdruck, denn der
Staatsvertrag sollte erst dann zu erlangen sein, wenn diese politische Hausauf-
gabe zufriedenstellend gelöst worden war. Durch das Zusammenwirken dieser
sieben, recht unterschiedlichen Partnerinnen kam es nicht nur zu Kompromissen,
sondern vielfach auch zu einem Druck, die Entnazifizierung bis zu einem für
alle akzeptablen Stand weiter voranzutreiben.

FORSCHUNGSSTAND ZUR GESCHICHTE DER 
ENTNAZIFIZIERUNG IN ÖSTERREICH

In den letzten zwei Jahrzehnten sind zahlreiche neue Studien über die Entna-
zifizierung in Österreich entstanden. Ohne auch nur einigermaßen einen An-
spruch auf Vollständigkeit stellen zu können, fand dieses Thema vor allem in
Sammelwerken Berücksichtigung, die sich selten mit der Entnazifizierung
alleine beschäftigten, sondern entweder in einem europäischen Kontext gesehen
wurden oder Überblickswerke zur Geschichte der Zweiten Republik darstellen.17

Auch Überblickswerke zu Österreich im 20. Jahrhundert schlossen dieses
Thema nicht mehr aus.18 Monographien zur Entnazifizierung waren jedoch
seltener und wurden zumeist am Dokumentationsarchiv des österreichischen
Widerstands, an den Zeitgeschichteinstituten der österreichischen Universitäten
und in letzter Zeit auch zunehmend durch Historiker/innen an den Bundes-
länder- und Gemeindearchiven verfasst.19 Dies gilt auch für die wissenschaftli-
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20 Pelinka, Entnazifizierung; Knight, Britische Entnazifizierungspolitik; Rathkolb, U.S. Entnazifizie-
rung; Hanisch, Braune Flecken; Weber, Zur Geschichte; Stiefel, Nazifizierung; Rathkolb, Anatomie;
Stiefel, Prozess; Beer, „Let right be done“; Butterweck, Österreich; Tweraser, US-Militärregierung;
Manoschek, Verschmähte Erbschaft; Stiefel, Fische; ders., Course of Denazification; Schuster, Öster-
reichische Stadtgeschichtsforschung.

21 So etwa an der Universität Wien: Reitmayr, Steyr; Mauch, Nationalsozialistischer Journalist; David,
Problematik; Zederbauer, „Nimm unsere Händ“; Eichinger, Politische Säuberung. An der Universität
Graz: Reimüller, Entnazifizierung. An der Universität Klagenfurt: Pellar, Volksgerichtsbarkeit. An
der Universität Innsbruck: Höpperger, Rechtsextremismus. An der Universität Salzburg: Lebl, Umer-
ziehung.

22 Ich darf hier auf die von mir und Herbert Matis mitverfassten Unternehmensgeschichten verweisen:
Matis/Stiefel, Mit der vereinten Kraft; dies., Grenzenlos.

23 Schuster, Österreichische Stadtgeschichtsforschung.

chen Aufsätze, die dieses Thema praktisch im Diskurs wesentlich weiter
entwickelt haben.20 Zusätzlich stellte sich Entnazifizierung als ein beliebtes
Diplomarbeits- und Dissertationsthema an praktisch allen österreichischen
Universitäten heraus.21 Die Liste kann vor allem deshalb nicht vollständig sein,
da bei vielen Arbeiten über den Nationalsozialismus der weitere Werdegang
nach 1945 mitbehandelt wurde, was nicht nur, aber vor allem bei Biographien
galt. Zusätzlich hat die Reaktion auf den Nationalsozialismus nach 1945 auch in
anderen Bereichen, wie etwa der Unternehmensgeschichte, zumindest seit den
1990er Jahren die notwendige Berücksichtigung gefunden.22 Vor allem aber
liegen heute Arbeiten über sämtliche Bundesländer und so gut wie über alle grö-
ßeren Städte und Gemeinden vor. Bisher wurden vom Österreichischen Arbeits-
kreis für Stadtgeschichtsforschung 1.036 Werke mit dem Schlagwort National-
sozialismus gezählt, von denen sich ein Teil auch mit der Entnazifizierung
beschäftigt.23

Diese Arbeiten sind äußerst wichtig. Wir wissen aus der in den letzten Jahren
sehr intensiven Beschäftigung mit Holocaust Era Assets, mit der wirtschaftlichen
Seite der Verfolgung von Juden und anderen Minderheiten, dass erst die
Kenntnis der konkreten Durchführung eine einigermaßen objektive Beurteilung
ermöglicht. Erst dann können wir die Verantwortung von einzelnen Personen
und Institutionen beurteilen. An die hundert Historiker/innen arbeiten zur Jahr-
tausendwende an Projekten der Österreichischen Historikerkommission, aber
wir dürfen nicht im Detail stecken bleiben, sondern es muss auch der Mut
gefunden werden, auf dieser breiten Grundlage einen allgemeinen Überblick
vorzulegen. In diesem Sinne ist auch die Arbeit der Linzer Tagung aus dem Jahr
2002, deren Vorträge nun für den Druck überarbeitet in diesem Sammelband
erscheinen, von großer Bedeutung, in der Hoffnung, dass sie mit die Grundlage
werden für eine neue, fundiertere Überblicksarbeit zur Geschichte der Entnazifi-
zierung in Österreich.
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PERSPEKTIVEN KÜNFTIGER 
ENTNAZIFIZIERUNGSFORSCHUNGEN

Die weiteren Arbeiten über Entnazifizierung sollten zwei grundlegende
Komponenten berücksichtigen, auf die vor zwanzig Jahren noch nicht ausrei-
chend eingegangen werden konnte. Zum einen sollte die Entnazifizierung nicht
für sich allein betrachtet werden, denn sie war in gewissem Sinne ein Spiegelbild
der vorangegangenen Nazifizierung. Die Nazifizierung, die unter dem Begriff
„Gleichschaltung“ vor sich ging, hat gewisse Berufsgruppen wie die Lehrer
stärker erfasst als andere, etwa die in der Wirtschaft Tätigen. Die Nazifizierung
unter dem Begriff der „Entjudung“ war dort besonders weitgehend, wo die
jüdische Bevölkerung Österreichs stark vertreten war, wie etwa an den Univer-
sitäten, wo sich manchem akademischen Nachwuchs nach dem sog. Anschluss
unerwartete Berufschancen eröffneten. Bei der Entnazifizierung ist daher die
Nazifizierung mitzubehandeln. Aber damit noch nicht genug. Die Entnazifizie-
rung war die dritte politische Säuberung in Österreich innerhalb von etwa einem
Dutzend Jahren. Die politische Verfolgung durch den Ständestaat spielt auch für
die Entnazifizierung eine wichtige Rolle, nicht umsonst wurde der Begriff der
„Wiedergutmachung“ zuerst von den österreichischen Nationalsozialisten 1938
verwendet. Der Ständestaat war ein Pionier der politischen Verfolgung in Öster-
reich. In der jüngeren Geschichte hatte er kaum ein Vorbild. Vielleicht spielt
schon der Erste Weltkrieg eine gewisse Rolle, aber sonst müssen wir wohl bis
zum Metternichsystem zurück gehen, um auch nur ähnliche staatliche Unter-
drückungsmaßnahmen zu erkennen. Zusätzlich erfolgte die politische Verfol-
gung in einem christlichen Ständestaat und wenn man nicht auf die Inquisition
zurückgreifen will, so war doch ein Verfolgungssystem unter christlichen Vorzei-
chen eine sehr eigenartige Konstruktion für das 20. Jahrhundert. Wenn daher der
Ständestaat ein Vorbild hatte, so konnte es nur der Nationalsozialismus selbst
sein, also gerade das politische System, das er grundsätzlich bekämpfen und
verhindern wollte. Wir müssen daher die Maßnahmen nach 1945 im Zusammen-
hang mit drei politischen Säuberungen sehen, der des Ständestaates, des Natio-
nalsozialismus und der Entnazifizierung. Dass die Entnazifizierung am Ende
stand, erklärt vieles vom Verhalten des Staates und der Bevölkerung. Auch von
den Besatzungsmächten waren jene am pragmatischsten, die vorher schon selbst
politische Säuberungen durchgeführt hatten, wie die Sowjetunion und Frank-
reich. Lediglich die USA und Großbritannien, die auf keine eigenen Erfahrungen
politischer Säuberung in ihrer jüngsten Geschichte zurückgreifen konnten,
stellten hohe idealistische Ansprüche. Die unbedingte Forderung, die Entnazifi-
zierung im Zusammenhang zu den vorangegangenen politischen Säuberungen
zu sehen, birgt zwei konträre Probleme in sich. Bei der Nazifizierung ist es vor
allem der enorme Umfang der vorhandenen und zur Zeit entstehenden Literatur,
mit der man einigermaßen vertraut sein sollte. Beim Ständestaat ist es genau das
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Gegenteil. Es gibt so gut wie keine Arbeiten über die politische Verfolgung in
dieser Zeit und die Quellenlage ist äußerst schwierig. Über das Ausmaß der
Nazifizierung und Entnazifizierung wurden von den österreichischen Stellen
und den Alliierten nach dem Krieg zahlreiche Bilanzen und zusammenfassende
Arbeiten verfasst. Nicht so über den Ständestaat. Seine politische Verfolgung lief
bis zum sog. Anschluss im März 1938 und brach dann ab, sie wurde nicht abge-
schlossen und es liegen auch keine Abschlussberichte vor. Die Archivarbeit ist
daher äußerst aufwändig. Zusätzlich wurde das Thema Ständestaat von dem
zweifellos bedeutenderen Thema Nationalsozialismus in der historischen
Forschung bisher überdeckt. Dennoch kann die Entnazifizierung nicht für sich
allein gesehen werden, sondern muss insgesamt die Jahre von 1934 bis 1957
umfassen.

Die Entnazifizierung in Österreich muss auch im internationalen Kontext
gesehen werden. Es ist eine Überschätzung, zu glauben, dass etwa die Amnestien
ab 1948 auf die österreichische Innenpolitik zurückzuführen waren. Diese waren
eine europäische Erscheinung und letztlich ein Ergebnis des Kalten Krieges, bei
dem der politische Gegner wechselte. Der Kalte Krieg hatte auf den Abbruch der
Entnazifizierung einen entscheidenden Einfluss. Denn die politische Basis der
Zweiten Republik war nicht der Anti-Faschismus oder Anti-Nationalsozialismus,
die politische Basis der Zweiten Republik war der Anti-Kommunismus. Das lässt
sich an vielen politischen, gesellschaftlichen und kulturellen Beispielen zeigen.
Mit dem Kalten Krieg wurden die ehemaligen Nationalsozialist/inn/en nicht nur
wieder gesellschaftlich und politisch integriert, sondern sie sahen sich in ihren
politischen Zielen auch noch bestätigt, war doch der Kampf gegen den Bolsche-
wismus eines der vorrangigen Ziele des sog. Dritten Reiches gewesen. Mit dem
Kalten Krieg wechselten die ehemaligen Nationalsozialist/inn/en von der politi-
schen Säuberung hinein in das Lager der Sieger, der westlichen Alliierten. Auf
der Basis des Anti-Kommunismus konnten sich in Österreich so gut wie alle
politischen Gruppierungen treffen, mit Ausnahme der KPÖ, die aber schon seit
den Nationalrats- und Landtagswahlen vom 25. November 1945 marginalisiert
war. Das Verhalten der sowjetischen Besatzung in Österreich unterstützte diese
Haltung noch zusätzlich. Damit sind nicht nur Übergriffe gemeint, die sich im
kollektiven österreichischen Gedächtnis bis heute festgesetzt haben, wie Verge-
waltigung, Raub und willkürliche Verhaftungen. Während die USA massive
wirtschaftliche Hilfe leistete, zog die Sowjetunion über Demontagen und vor
allem die USIA-Betriebe wirtschaftliche Ressourcen aus Österreich ab.24 Der
Anti-Kommunismus führte mit zum „Schweigen der Fünfzigerjahre“ und zu
einer Bestätigung der ehemaligen Nationalsozialist/inn/en, die weit über die
ursprünglichen Absichten der Amnestien hinaus ging. Es versteht sich von selbst,
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dass auch die Archive nicht nur in Österreich für viele wichtige Fragestellungen
über die NS-Zeit damit weitgehend gesperrt waren. Zeithistorische Forschungen
über die NS-Zeit wurden damit in Österreich als „Nestbeschmutzung“ oder
„Vernadern“ angesehen. Die Gruppe von Personen, die sich wissenschaftlich
oder politisch kritisch mit diesem Thema befasste, war außerordentlich klein und
sah sich zusätzlich einer Beschwichtigungsmentalität selbst jener Zeitzeu-
gen gegenüber, die als Widerstandskämpfer/innen galten. Der Niedergang der
kommunistischen Systeme in Europa ab 1989 hat diese Situation verändert. Der
Kalte Krieg ist zu Ende und der Anti-Kommunismus hat seine Bedeutung
verloren. Damit haben sich nicht nur die Archive weitgehend geöffnet, sondern
auch die gesellschaftliche Akzeptanz der Forschung über die NS-Zeit und ihre
Folgen ist auch in Österreich größer geworden.

Und damit zurück zur eigentlichen Fragestellung vor zwanzig Jahren. Hat die
politische Säuberung den Wiederaufbau nach 1945 behindert? Das kann man
ziemlich eindeutig mit „Nein“ beantworten. Der Wiederaufbau begann in Öster-
reich schleppend. Das wirkliche wirtschaftliche Problem der ersten Nachkriegs-
zeit waren Nahrungsmittel und Energie. Noch im Winter 1946/47 gab es in Wien
eine Hungersnot und die ohnehin schwer angeschlagene Industrie musste ihre
Produktion aufgrund von Kohlemangel einschränken. Der erfolgreiche Wieder-
aufbau beginnt in Österreich erst ab 1948 mit dem Marshall Plan und damit zu
einer Zeit, als mit den Amnestien die politische Säuberung bereits weitgehend
beendet worden war. Die ehemaligen (minderbelasteten) Nationalsozialist/inn/en
hatten damit kaum etwas versäumt.
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